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Norm

BDG 1979 §48b
BDG 1979 §49 Abs4
B-VG Art.133 Abs4
VWGVG §28 Abs3 Satz2
1. BDG 1979 § 48b heute
2. BDG 1979 § 48b gliltig ab 01.07.1997 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 61/1997

1. BDG 1979 § 49 heute

2. BDG 1979 § 49 gliltig ab 30.12.2022 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 205/2022

3. BDG 1979 § 49 glltig von 23.12.2018 bis 29.12.2022zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 102/2018

4. BDG 1979 § 49 glltig von 18.06.2015 bis 22.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 65/2015

5. BDG 1979 § 49 gultig von 01.01.2008 bis 17.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 96/2007

6. BDG 1979 § 49 glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2007 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 130/2003

7. BDG 1979 § 49 gultig von 01.01.2002 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2002

8. BDG 1979 § 49 gltig von 01.01.2002 bis 31.12.2001 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 142/2000

9. BDG 1979 8 49 gltig von 01.07.1998 bis 31.12.2001 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 123/1998
10. BDG 1979 8§ 49 gultig von 01.07.1997 bis 30.06.1998zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 61/1997
11. BDG 1979 § 49 gultig von 01.01.1993 bis 30.06.1997 zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 873/1992
12. BDG 1979 & 49 gultig von 01.01.1980 bis 31.12.1992

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gliltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
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11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch
W128 2107060-2/3E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Michael FUCHS-ROBETIN Uber die Beschwerde von XXXX,
vertreten durch RA Dr. Thomas JUEN, 6020 Innsbruck, Maximilianstral3e 2/1l, gegen den Bescheid des Personalamtes
Innsbruck eingerichtet bei der Osterreichischen Post AG, 6060 Hall in Tirol, EssacherstraRe 15-17, vom 08.07.2015,
beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Michael FUCHS-ROBETIN Uber die Beschwerde
von romisch 40 , vertreten durch RA Dr. Thomas JUEN, 6020 Innsbruck, Maximilianstral3e 2/1l, gegen den Bescheid des
Personalamtes Innsbruck eingerichtet bei der Osterreichischen Post AG, 6060 Hall in Tirol, EssacherstraRe 15-17, vom
08.07.2015, beschlossen:

A)

Der angefochtene Bescheid wird gem.8 28 Abs. 3 VWGVG aufgehoben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die belangte Behdrde zurtickverwiesen.Der angefochtene Bescheid wird gem. Paragraph 28,
Absatz 3, VWGVG aufgehoben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die belangte Behoérde

zurlickverwiesen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemal’ Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
BEGRUNDUNG:
I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt

1. Der Beschwerdefihrer beantragte mit Schreiben vom 25.01.2013 die Erlassung eines Feststellungsbescheides,
wonach die gemaRR § 48b BDG 1979 zu gewahrenden Ruhepausen auf die Dienstzeit anzurechnen seien. Nach
Aufforderung durch die belangte Behorde prazisierte der BeschwerdefUhrer seinen Antrag dahingehend, dass die
Feststellung begehrt werde,1. Der Beschwerdeflhrer beantragte mit Schreiben vom 25.01.2013 die Erlassung eines
Feststellungsbescheides, wonach die gemall Paragraph 48 b, BDG 1979 zu gewahrenden Ruhepausen auf die
Dienstzeit anzurechnen seien. Nach Aufforderung durch die belangte Behdrde prazisierte der Beschwerdefuhrer
seinen Antrag dahingehend, dass die Feststellung begehrt werde,

A) dass ihm die halbstiindliche Pause ab 01.01.2013 in der Dienstzeit

gemal § 48b BDG 1979 anzurechnen sei, weshalb es sich aufgrund dessen, dass er taglich seit 01.01.2013 von 6:10 Uhr
bis 14:40 Uhr - sohin Uber 121,5 Tage Dienstleistungen verrichtet habe, um Mehrdienstleistungen im Ausmal} von 30
Minuten nach 8§ 49 BDG 1979 gehandelt habe und ihm diese sowie auch zukulnftig gemafl§ 49 Abs. 4 BWG abzugelten
seien,gemald Paragraph 48 b, BDG 1979 anzurechnen sei, weshalb es sich aufgrund dessen, dass er taglich seit
01.01.2013 von 6:10 Uhr bis 14:40 Uhr - sohin Uber 121,5 Tage Dienstleistungen verrichtet habe, um
Mehrdienstleistungen im Ausmald von 30 Minuten nach Paragraph 49, BDG 1979 gehandelt habe und ihm diese sowie
auch zukunftig gemaR Paragraph 49, Absatz 4, BWG abzugelten seien,

in eventu,

B) dass die Normaldienstzeit seit 01.01.2013 von 6:10 Uhr bis 14:40 Uhr (8,5 Stunden) sei, weshalb er Arbeitsleistungen
im Ausmal von 42,5 Stunden verrichtet habe und die Zeit von 6:10 Uhr bis 14:40 Uhr (8,5 Stunden) im Ausmal3 von
taglich 30 Minuten seit 01.01.2013 lber 121,5 Tage Mehrdienstleistungen gewesen seien und diese auch gemaR § 49
Abs. 4 BDG sowie zukunftig abzugelten warenB) dass die Normaldienstzeit seit 01.01.2013 von 6:10 Uhr bis 14:40 Uhr
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(8,5 Stunden) sei, weshalb er Arbeitsleistungen im Ausmal3 von 42,5 Stunden verrichtet habe und die Zeit von 6:10 Uhr
bis 14:40 Uhr (8,5 Stunden) im Ausmal3 von taglich 30 Minuten seit 01.01.2013 Gber 121,5 Tage Mehrdienstleistungen
gewesen seien und diese auch gemal} Paragraph 49, Absatz 4, BDG sowie zukUnftig abzugelten waren,

in eventu,

C) die bereits erbrachten Mehrdienstleistungen seit 01.01.2013 bis 23.08.2013 im Ausmal von bisher 61 Stunden
gemald 8 49 Abs. 4 BDG beim nachsten Monatsbezug im Verhaltnis eins zu 1,5 abzugelten seien, sohin gesamt Euro
1005,60 und bei Weigerung dartber einen Bescheid zu erlassen.C) die bereits erbrachten Mehrdienstleistungen seit
01.01.2013 bis 23.08.2013 im Ausmald von bisher 61 Stunden gemal3 Paragraph 49, Absatz 4, BDG beim nachsten
Monatsbezug im Verhaltnis eins zu 1,5 abzugelten seien, sohin gesamt Euro 1005,60 und bei Weigerung dartber einen
Bescheid zu erlassen.

2. Mit Schriftsatz vom 08.05.2015 brachte der Beschwerdefiihrer Uber seinen rechtsfreundlichen Vertreter eine als
"Devolutionsantrag" bezeichnete Sdumnisbeschwerde beim Bundesverwaltungsgericht ein. Diese wurde
zustandigkeitshalber an die belangte Behoérde mit dem Ersuchen weitergeleitet binnen offener Frist den Bescheid zu
erlassen.

3. Mit Bescheid vom 08.07.2015 stellte die belangte Behorde fest, dass die Dienstzeit des Beschwerdeflhrers seit
01.01.2013 montags bis freitags um 6:10 Uhr beginnt und um 14:40 Uhr endet und die dem Beschwerdefihrer gemaR
§ 48b BDG 1979 zu gewahrenden Ruhepausen nicht auf seine Dienstzeit anzurechnen seien. Weiters wurde der Antrag
auf Abgeltung von Mehrdienstleistungen seit 01.01.2013, resultierend aus den gemaR § 48b BDG 1979 gewahrten
Ruhepausen daher ebenso wie die sonstigen Eventualbegehren abgewiesen. In der Begrindung fuhrte die belangte
Behorde zusammengefasst aus, dass § 48b BDG 1979 dahingehend auszulegen sei, dass die Ruhepause von einer
halben Stunde nicht auf die Tagesdienstzeit anzurechnen sei. Der Bescheid wurde dem Beschwerdefiihrer am
13.07.2015 zugestellt.3. Mit Bescheid vom 08.07.2015 stellte die belangte Behdrde fest, dass die Dienstzeit des
Beschwerdefiihrers seit 01.01.2013 montags bis freitags um 6:10 Uhr beginnt und um 14:40 Uhr endet und die dem
Beschwerdefiihrer gemald Paragraph 48 b, BDG 1979 zu gewahrenden Ruhepausen nicht auf seine Dienstzeit
anzurechnen seien. Weiters wurde der Antrag auf Abgeltung von Mehrdienstleistungen seit 01.01.2013, resultierend
aus den gemaR Paragraph 48 b, BDG 1979 gewahrten Ruhepausen daher ebenso wie die sonstigen Eventualbegehren
abgewiesen. In der Begriindung fuhrte die belangte Behdrde zusammengefasst aus, dass Paragraph 48 b, BDG 1979
dahingehend auszulegen sei, dass die Ruhepause von einer halben Stunde nicht auf die Tagesdienstzeit anzurechnen
sei. Der Bescheid wurde dem Beschwerdefiihrer am 13.07.2015 zugestellt.

4. In der dagegen am 10.08.2015 rechtzeitig eingebrachten Beschwerde riigte der Beschwerdefiihrer die materielle
Rechtswidrigkeit sowie die Verletzung von Verfahrensvorschriften durch den bekdmpften Bescheid. In der Begriindung
wird ausgeflihrt, dass entgegen der Rechtsansicht der belangten Behorde die halbstindige Ruhepause sehr wohl zur
Dienstzeit zahlt und dies sowohl in anderen Bereichen der Osterreichischen Post AG so gehandhabt werde als auch im
Ubrigen 6ffentlichen Dienst.

Folgende Antrage wurden an das Bundesverwaltungsgericht gestellt.

1. Eine muindliche Verhandlung durchzufihren und 2. den angefochtenen Bescheid wegen Rechtswidrigkeit seines
Inhaltes aufheben, gemal? Art. 130 Abs. 4 B-VG und § 28 Abs. 3 VWGVG in der Sache selbst entscheiden und den
angefochtenen Bescheid dahingehend abéndern,1. Eine muindliche Verhandlung durchzufihren und 2. den
angefochtenen Bescheid wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufheben, gemaR Artikel 130, Absatz 4, B-VG und
Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG in der Sache selbst entscheiden und den angefochtenen Bescheid dahingehend
abandern,

a) dass dem Beschwerdefiihrer die gemaR§ 48b BDG 1979 vorgeschriebene halbstiindige Pause ab 01.01.2013
anzurechnen sei, weshalb es sich aufgrund dessen, dass er taglich seit 01.01.2013 von 6:10 Uhr bis 14:40 Uhr
Leistungen verrichtet habe, um Mehrdienstleistungen nach 8 49 BDG 1979 im taglichen Ausmal} von 30 Minuten
gehandelt habe und ihm diese, sowie auch zukinftig, gemalR 8 49 Abs. 4 BWG abzugelten seien;a) dass dem
Beschwerdefiihrer die gemal3 Paragraph 48 b, BDG 1979 vorgeschriebene halbstindige Pause ab 01.01.2013
anzurechnen sei, weshalb es sich aufgrund dessen, dass er taglich seit 01.01.2013 von 6:10 Uhr bis 14:40 Uhr
Leistungen verrichtet habe, um Mehrdienstleistungen nach Paragraph 49, BDG 1979 im taglichen Ausmaf3 von 30
Minuten gehandelt habe und ihm diese, sowie auch zukUlnftig, gemaR Paragraph 49, Absatz 4, BWG abzugelten seien;
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b) dass es sich bei der am 13.12.2012 durch den Leiter des beim Vorstand der 6sterreichischen Post AG eingerichteten
Personalamtes mit Wirksamkeit vom 01.01.2013 herausgegebenen Dienstanweisung betreffend "Dienstzeit/Pausen fur
Beamtinnen und Beamte in der Brief Zustellung/Distribution" um keine rechtswirksam erteilte und keine rechtlich
zuldssige Weisung im Sinne des § 44 BDG 1979 handelt und dass deren Befolgung nicht zu den Dienstpflichten des
Beschwerdeflihrers zahle;b) dass es sich bei der am 13.12.2012 durch den Leiter des beim Vorstand der
Osterreichischen Post AG eingerichteten Personalamtes mit Wirksamkeit vom 01.01.2013 herausgegebenen
Dienstanweisung betreffend "Dienstzeit/Pausen fir Beamtinnen und Beamte in der Brief Zustellung/Distribution" um
keine rechtswirksam erteilte und keine rechtlich zulassige Weisung im Sinne des Paragraph 44, BDG 1979 handelt und

dass deren Befolgung nicht zu den Dienstpflichten des Beschwerdefuhrers zahle;
in eventu

3. den angefochtenen Bescheid gemaR8 28 Abs. 3 VWGVG mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur
Erlassung eines neuen Bescheides an die belangte Behdrde zurtickzuverweisen.3. den angefochtenen Bescheid gemal}
Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides

an die belangte Behorde zurlickzuverweisen.
5. Am 13.08.2015 legte die belangte Behorde die Beschwerde dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vor.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Gemall 8 6 BYWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.1. Gemdl3 Paragraph 6, BVWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch

Senate vorgesehen ist.
Mangels einer anderslautenden Bestimmung liegt gegenstandlich somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 idFBGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit). GemalR§ 58 Abs. 2 VwWGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in
Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBI.
rémisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI. romisch eins 2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemal3 Paragraph
58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

2. Zu Spruchpunkt A)

2.1. Gemal Art. 130 Abs. 4 B-VG und§ 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden gemaR Art. 130
Abs. 1 Z. 1 B-VG (aul3er in Verwaltungsstrafsachen) in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der Sachverhalt feststeht
oder wenn die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.2.1. GemaR Artikel 130, Absatz 4, B-VG
und Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins,
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Ziffer eins, B-VG (aul3er in Verwaltungsstrafsachen) in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der Sachverhalt feststeht
oder wenn die Feststellung des mafRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Gemald 8§ 28 Abs. 3 zweiter Satz VWGVG kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss
aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behdrde zurickverweisen, wenn die
Behorde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen hat. Diese Vorgangsweise setzt voraus, dass die
Feststellung des malgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht nicht im Interesse der Raschheit gelegen
oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.Gemaf$ Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwWGVG kann
das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung
eines neuen Bescheides an die Behdrde zurlckverweisen, wenn die Behdérde notwendige Ermittlungen des
Sachverhalts unterlassen hat. Diese Vorgangsweise setzt voraus, dass die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts
durch das Verwaltungsgericht nicht im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis
verbunden ist.

In seinem Erkenntnis vom 26. Juni 2014, ZI. Ro 2014/03/0063, hielt der Verwaltungsgerichtshof fest, dass eine
Zurlckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehorde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen nach § 28 Abs. 3
zweiter Satz VWGVG insbesondere dann in Betracht kommen wird, wenn die Verwaltungsbehérde jegliche
erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des maRgebenden Sachverhalts lediglich
vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloR ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete
Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterlieR, damit diese
dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das
Verwaltungsgericht, vgl. Holoubek, Kognitionsbefugnis, Beschwerdelegitimation und Beschwerdegegenstand, in:
Holoubek/Lang [Hrsg], Die Verwaltungsgerichtsbarkeit, erster Instanz, 2013, S. 127 und S. 137; siehe schon Merli, Die
Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte erster Instanz, in: Holoubek/Lang [Hrsg], Die Schaffung einer
Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz, 2008, S. 65 und S. 73 f.).In seinem Erkenntnis vom 26. Juni 2014, ZI. Ro
2014/03/0063, hielt der Verwaltungsgerichtshof fest, dass eine Zurlckverweisung der Sache an die
Verwaltungsbehorde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen nach Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VWGVG
insbesondere dann in Betracht kommen wird, wenn die Verwaltungsbehdrde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit
unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des maRgebenden Sachverhalts lediglich véllig ungeeignete
Ermittlungsschritte gesetzt oder blof3 ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen
lassen, dass die Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterlie3, damit diese dann durch das
Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das
Verwaltungsgericht, vergleiche Holoubek, Kognitionsbefugnis, Beschwerdelegitimation und Beschwerdegegenstand, in:
Holoubek/Lang [Hrsg], Die Verwaltungsgerichtsbarkeit, erster Instanz, 2013, S. 127 und S. 137; siehe schon Merli, Die
Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte erster Instanz, in: Holoubek/Lang [Hrsg], Die Schaffung einer
Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz, 2008, S. 65 und S. 73 f.).

2.2.847a BDG 1979 idgF lautet:2.2. Paragraph 47 a, BDG 1979 idgF lautet:

"8 47a. Im Sinne dieses Abschnittes ist:

1. Dienstzeit die Zeit

a) der im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden (dienstplanmaRige Dienstzeit),

b) einer Dienststellenbereitschaft,

¢) eines Journaldienstes und

d) der Mehrdienstleistung,

2. Mehrdienstleistung

a) die Uberstunden,

b) jene Teile des Journaldienstes, wahrend derer der Beamte verpflichtet ist, seiner dienstlichen Tatigkeit nachzugehen,

) die Uber die dienstplanmaRige Dienstzeit hinaus geleisteten dienstlichen Tatigkeiten, die gemaR § 49 Abs. 2 im
selben Kalendervierteljahr im Verhéltnis 1 : 1 durch Freizeit ausgeglichen werden, [...]c) die tber die dienstplanmalige
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Dienstzeit hinaus geleisteten dienstlichen Tatigkeiten, die gemal’ Paragraph 49, Absatz 2, im selben Kalendervierteljahr
im Verhaltnis 1 : 1 durch Freizeit ausgeglichen werden, [...]

3. Tagesdienstzeit die Dienstzeit innerhalb eines ununterbrochenen Zeitraumes von 24 Stunden und
4. Wochendienstzeit die Dienstzeit innerhalb eines Zeitraumes von Montag bis einschlie3lich Sonntag."

Gemall 8 48 Abs. 2 BDG 1979 betragt die regelmaRige Wochendienstzeit des Beamten 40 Stunden. Sie kann in den
einzelnen Wochen Uber- oder unterschritten werden, hat aber im Kalenderjahr im Durchschnitt 40 Stunden je Woche
zu betragen.Gemal Paragraph 48, Absatz 2, BDG 1979 betragt die regelmaRige Wochendienstzeit des Beamten 40
Stunden. Sie kann in den einzelnen Wochen Uber- oder unterschritten werden, hat aber im Kalenderjahr im
Durchschnitt 40 Stunden je Woche zu betragen.

GemalR 8 48b BDG 1979 ist eine Ruhepause von einer halben Stunde einzurdumen, wenn die Gesamtdauer der
Tagesdienstzeit mehr als sechs Stunden betragt. Wenn es im Interesse der Bediensteten der Dienststelle gelegen oder
dienstlich notwendig ist, kdnnen anstelle einer halbstiindigen Ruhepause zwei Ruhepausen von je einer Viertelstunde
oder drei Ruhepausen von je zehn Minuten eingerdumt werden.GemalR Paragraph 48 b, BDG 1979 ist eine Ruhepause
von einer halben Stunde einzurdumen, wenn die Gesamtdauer der Tagesdienstzeit mehr als sechs Stunden betragt.
Wenn es im Interesse der Bediensteten der Dienststelle gelegen oder dienstlich notwendig ist, kdnnen anstelle einer
halbstindigen Ruhepause zwei Ruhepausen von je einer Viertelstunde oder drei Ruhepausen von je zehn Minuten
eingeraumt werden.

2.3. Die belangte Behorde gelangt zur Ansicht, dass§ 48b BDG 1979 so auszulegen ware, dass die halbstindige
Ruhepause nicht auf die Dienstzeit anzurechnen ist. Dem ist auf Grund der folgenden Erwagungen nicht zu folgen:2.3.
Die belangte Behdrde gelangt zur Ansicht, dass Paragraph 48 b, BDG 1979 so auszulegen ware, dass die halbstindige
Ruhepause nicht auf die Dienstzeit anzurechnen ist. Dem ist auf Grund der folgenden Erwdgungen nicht zu folgen:

Wie der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 15.11.2006, ZI.2006/12/0067 bereits zur dem§ 48b BDG
1979 gleichlautenden Bestimmung des § 64b O6. Landesbeamtengesetz 1993 festgestellt hat, ist unter Dienstzeit nicht
nur jede Zeit der aktiven Arbeitsverrichtung (Arbeitszeit), sondern sind auch die - zur Erhaltung der Arbeitskraft
notwendigen - Zeiten der Rekreation (Ruhepausen - vgl. § 64b 06 LBG = gleichlautend mit § 48b BDG 1979) zu
verstehen. Es steht daher keineswegs im Belieben des einzelnen Bediensteten, wahrend der Rekreationsphasen einer
privaten Beschaftigung nachzugehen (vgl. auch das zu einer vergleichbaren Rechtslage zur Wiener Dienstordnung 1966
ergangene Erkenntnis des VwGH vom 21. Juni 2000, ZI.99/09/0028).Wie der Verwaltungsgerichtshof in seinem
Erkenntnis vom 15.11.2006, ZI. 2006/12/0067 bereits zur dem Paragraph 48 b, BDG 1979 gleichlautenden Bestimmung
des Paragraph 64 b, 06. Landesbeamtengesetz 1993 festgestellt hat, ist unter Dienstzeit nicht nur jede Zeit der aktiven
Arbeitsverrichtung (Arbeitszeit), sondern sind auch die - zur Erhaltung der Arbeitskraft notwendigen - Zeiten der
Rekreation (Ruhepausen - vergleiche Paragraph 64 b, 06 LBG = gleichlautend mit Paragraph 48 b, BDG 1979) zu
verstehen. Es steht daher keineswegs im Belieben des einzelnen Bediensteten, wahrend der Rekreationsphasen einer
privaten Beschaftigung nachzugehen vergleiche auch das zu einer vergleichbaren Rechtslage zur Wiener
Dienstordnung 1966 ergangene Erkenntnis des VWGH vom 21. Juni 2000, ZI. 99/09/0028).

Aus den Erlduterungen zur Regierungsvorlage 631 BIgNR 20. GP ist zu entnehmen, dasss 48b BDG 1979 Art. 4 der
Richtlinie 93/194/EG entspricht, wonach bei einer taglichen Dienstzeit von mehr als sechs Stunden eine Ruhepause zu
gewdhren ist. Die zeitliche Festlegung dieser Pause richtet sich nach den dienstlichen Erfordernissen und den
jeweiligen ortlichen Verhaltnissen. Sie wird in Bereichen mit einem Normaldienstplan mit der fur die Einnahme des
Mittagessens schon bisher gewdhrten Mittagspause zusammenfallen.Aus den Erlduterungen zur Regierungsvorlage
631 BIgNR 20. Gesetzgebungsperiode ist zu entnehmen, dass Paragraph 48 b, BDG 1979 Artikel 4, der Richtlinie
93/194/EG entspricht, wonach bei einer taglichen Dienstzeit von mehr als sechs Stunden eine Ruhepause zu gewahren
ist. Die zeitliche Festlegung dieser Pause richtet sich nach den dienstlichen Erfordernissen und den jeweiligen 6rtlichen
Verhdltnissen. Sie wird in Bereichen mit einem Normaldienstplan mit der fir die Einnahme des Mittagessens schon
bisher gewahrten Mittagspause zusammenfallen.

Auch hieraus ist zu erkennen, dass die Ruhepause innerhalb der Dienstzeit gewahrt wird.

SchlieBlich kann zur Auslegung auch noch der Erlass Uber die Handhabung der bezahlten Mittagspause des damals fur
den offentlichen Dienst zustandigen Bundesministeriums fur Finanzen vom 12.05.1998, ZI. 920.069/5-VIl A/6/98
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herangezogen werden, aus welchem hervorgeht, dass "an Dienststellen, an denen auf Grund eines durchgehenden
Dienstplanes schon bisher die Einnahme des Mittagessens wahrend der Dienstzeit gestattet wurde, kein Einwand
besteht, diesen Bediensteten die Mittagspause weiterhin im Ausmald von einer halben Stunde auf die Dienstzeit

anzurechnen.

Unbestritten ist, dass in Dienstverhdltnissen, die dem Arbeitszeitgesetz (AZG),BGBI. Nr. 461/1969, idgF - abgesehen in
jenen Fallen, in denen ein Kollektivvertrag oder eine Betriebsvereinbarung eine gunstigere Regelung vorsehen -
unterliegen, die Ruhepause gemaR & 11 Abs. 1 AZG nicht auf die Arbeitszeit anzurechnen ist. 8 11 Abs. 1 erster Satz
AZG lautet:Unbestritten ist, dass in Dienstverhaltnissen, die dem Arbeitszeitgesetz (AZG), Bundesgesetzblatt Nr. 461
aus 1969,, idgF - abgesehen in jenen Fallen, in denen ein Kollektivwvertrag oder eine Betriebsvereinbarung eine
glinstigere Regelung vorsehen - unterliegen, die Ruhepause gemaR Paragraph 11, Absatz eins, AZG nicht auf die
Arbeitszeit anzurechnen ist. Paragraph 11, Absatz eins, erster Satz AZG lautet:

"Betragt die Gesamtdauer der Tagesarbeitszeit mehr als sechs Stunden, so ist die Arbeitszeit durch eine Ruhepause
von mindestens einer halben Stunde zu unterbrechen." Aus diesem Wortlaut geht eindeutig hervor, dass die
Arbeitszeit durch die Ruhepause unterbrochen wird. Im Gegensatz dazu hat sich der Gesetzgeber im § 48b BDG 1979
nicht des Wortes "unterbrechen" bedient, sondern klar erkennbar anderslautend geregelt, dass die Ruhepause von
einer halben Stunde "einzurdumen" ist, wenn die Gesamtdauer der Tagesdienstzeit mehr als sechs Stunden betragt.
Die Bedeutung des Wortes "einrdumen" im Sinne von "zugestehen, gewahren" ist unzweideutig und so auch dem
Duden entnehmbar (siehe http://www.duden.de/rechtschreibung/einraeumen, Abfrage am 04.09.2015)."Betragt die
Gesamtdauer der Tagesarbeitszeit mehr als sechs Stunden, so ist die Arbeitszeit durch eine Ruhepause von
mindestens einer halben Stunde zu unterbrechen." Aus diesem Wortlaut geht eindeutig hervor, dass die Arbeitszeit
durch die Ruhepause unterbrochen wird. Im Gegensatz dazu hat sich der Gesetzgeber im Paragraph 48 b, BDG 1979
nicht des Wortes "unterbrechen" bedient, sondern klar erkennbar anderslautend geregelt, dass die Ruhepause von
einer halben Stunde "einzurdumen" ist, wenn die Gesamtdauer der Tagesdienstzeit mehr als sechs Stunden betragt.
Die Bedeutung des Wortes "einrdumen" im Sinne von "zugestehen, gewdhren" ist unzweideutig und so auch dem
Duden entnehmbar (siehe http://www.duden.de/rechtschreibung/einraeumen, Abfrage am 04.09.2015).

Es bleiben daher keine Zweifel Ubrig, dass die Ruhepause gemaR § 48b BDG 1979 Teil der Dienstzeit ist und somit auch
auf die Tagesdienstzeit anzurechnen ist. Wenn somit die Dienstbehdrde eine Tagesdienstzeit von 6:10 Uhr bis 14:40
Uhr anordnet, so betragt diese 8 Stunden und 30 Minuten, was auRer in den Fallen einer unregelmaRigen Tages- oder
Wochendienstzeit gemal § 48 Abs. 2 und 2a BDG 1979, der Anordnung einer taglichen Mehrdienstleistung im AusmaR
von 30 Minuten gleichkommt.Es bleiben daher keine Zweifel Ubrig, dass die Ruhepause gemaR Paragraph 48 b, BDG
1979 Teil der Dienstzeit ist und somit auch auf die Tagesdienstzeit anzurechnen ist. Wenn somit die Dienstbehdrde
eine Tagesdienstzeit von 6:10 Uhr bis 14:40 Uhr anordnet, so betragt diese 8 Stunden und 30 Minuten, was auBer in
den Fallen einer unregelmalligen Tages- oder Wochendienstzeit gemaR Paragraph 48, Absatz 2 und 2 a BDG 1979, der
Anordnung einer taglichen Mehrdienstleistung im Ausmal von 30 Minuten gleichkommt.

2.4. Der VWGH hat in seiner Entscheidung vom 29.01.2014, ZI.2013/12/0153 mit Verweis auf die Vorjudikatur
ausgefuhrt, dass die bescheidmallige Feststellung der Gebuhrlichkeit eines strittigen Bezugs(-bestandteiles) oder eines
sonstigen strittigen besoldungsrechtlichen Anspruches jedenfalls zuldssig ist. Dagegen ist ein Feststellungsbescheid
Uber einzelne Berechnungselemente eines strittigen Bezugs(-bestandteiles) oder eines sonstigen strittigen
besoldungsrechtlichen Anspruches unzuldssig, weil die strittige Frage der Berechnung des Anspruches in
besoldungsrechtlichen Verfahren betreffend die Feststellung der Gebuhrlichkeit des Anspruches geklart werden kann.

Mit dem bekampften Bescheid hat die belangte Behorde indifferenziert und pauschal Feststellungen Uber die (Nicht-)
Gebuhrlichkeit von Mehrdienstleistungen fur den Zeitraum seit dem 01.01.2013 getroffen. Die strittige Frage der
Gebuhrlichkeit von Mehrdienstleistungen ist jedoch (im Sinne obzitierter Judikatur) im Rahmen des
besoldungsrechtlichen Verfahrens und durch einen Feststellungsbescheid Uber die Gebuhrlichkeit konkreter
Mehrdienstleistungen zu klaren. Die Entstehung von Mehrdienstleistungen kommt dabei allerdings nur dann in
Betracht, wenn diese - abgesehen von ihrer Anordnung - auch tatsachlich erbracht wurden (vgl. VwGH vom 28.04.2008,
Z1.2005/12/0148) und kann daher - abgesehen von Fallen einer Pauschalierung iS des8 16 Abs. 2 GehG - nicht
pauschal fir einen bestimmten Zeitraum festgestellt werden. Mangels Vorliegens einer solchen Pauschalierung ist
daher jede einzelne Mehrdienstleistung zu betrachten, was seitens der belangten Behdrde unterblieb. Da somit die
erforderlichen entscheidungswesentlichen Feststellungen nicht getroffen wurden, ist der Sachverhalt in wesentlichen
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Punkten erganzungsbeddtirftig geblieben. Es kann auch nicht gesagt werden, dass die Feststellung des maRgeblichen
Sachverhalts durch das Bundesverwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer
erheblichen Kostenersparnis verbunden wdre, da dem Bundesverwaltungsgericht im Gegensatz zur belangten
Behorde weder ein vollstandiger Personalakt, noch die von der belangten Behodrde elektronisch gefihrten
Zeitaufzeichnungen, bzw. Geratschaften zu deren Auswertung vorliegen. Die Voraussetzungen des § 28 Abs. 2 VWGVG
sind somit im gegenstandlichen Beschwerdefall nicht gegeben.Mit dem bekampften Bescheid hat die belangte
Behorde indifferenziert und pauschal Feststellungen Uber die (Nicht-) Gebuhrlichkeit von Mehrdienstleistungen fur
den Zeitraum seit dem 01.01.2013 getroffen. Die strittige Frage der Gebuhrlichkeit von Mehrdienstleistungen ist jedoch
(im Sinne obzitierter Judikatur) im Rahmen des besoldungsrechtlichen Verfahrens und durch einen
Feststellungsbescheid Uber die Gebuhrlichkeit konkreter Mehrdienstleistungen zu kldren. Die Entstehung von
Mehrdienstleistungen kommt dabei allerdings nur dann in Betracht, wenn diese - abgesehen von ihrer Anordnung -
auch tatsachlich erbracht wurden vergleiche VWGH vom 28.04.2008, ZI. 2005/12/0148) und kann daher - abgesehen
von Fallen einer Pauschalierung iS des Paragraph 16, Absatz 2, GehG - nicht pauschal fur einen bestimmten Zeitraum
festgestellt werden. Mangels Vorliegens einer solchen Pauschalierung ist daher jede einzelne Mehrdienstleistung zu
betrachten, was seitens der belangten Behdrde unterblieb. Da somit die erforderlichen entscheidungswesentlichen
Feststellungen nicht getroffen wurden, ist der Sachverhalt in wesentlichen Punkten erganzungsbedurftig geblieben. Es
kann auch nicht gesagt werden, dass die Feststellung des maligeblichen Sachverhalts durch das
Bundesverwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis
verbunden ware, da dem Bundesverwaltungsgericht im Gegensatz zur belangten Behdrde weder ein vollstandiger
Personalakt, noch die von der belangten Behdérde elektronisch gefiihrten Zeitaufzeichnungen, bzw. Geratschaften zu
deren Auswertung vorliegen. Die Voraussetzungen des Paragraph 28, Absatz 2, VwGVG sind somit im
gegenstandlichen Beschwerdefall nicht gegeben.

Der Bescheid war daher nach § 28 Abs. 3 zweiter Satz VWGVG zu beheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die belangte Behdrde zurtickzuverweisen.Der Bescheid war daher nach Paragraph 28, Absatz 3,
zweiter Satz VWGVG zu beheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die belangte

Behorde zurlickzuverweisen.

2.5. Im fortgesetzten Verfahren wird die belangte Behorde in Bindung an die oben dargelegte Rechtsauffassung des
Bundesverwaltungsgerichts, dass die Ruhepause gemal § 48b BDG 1979 grundsétzlich auf die Dienstzeit anzurechnen
ist, zu ermitteln haben, in welchem zeitlichen AusmalR vom Beschwerdeflihrer Mehrdienstleistungen tatsachlich
erbracht wurden und ihm gemaR & 49 Abs. 4 BDG 1979 abzugelten sind.2.5. Im fortgesetzten Verfahren wird die
belangte Behdrde in Bindung an die oben dargelegte Rechtsauffassung des Bundesverwaltungsgerichts, dass die
Ruhepause gemal3 Paragraph 48 b, BDG 1979 grundsatzlich auf die Dienstzeit anzurechnen ist, zu ermitteln haben, in
welchem zeitlichen Ausmall vom Beschwerdefiihrer Mehrdienstleistungen tatsachlich erbracht wurden und ihm
gemal Paragraph 49, Absatz 4, BDG 1979 abzugelten sind.

3. Zu Spruchpunkt B)

3.1 GemaR § 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz VwGG, BGBI. Nr. 10/1985 idF. BGBI. I. Nr. 33/2013, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133
Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.3.1 GemaR Paragraph 25 a, Absatz eins,
Verwaltungsgerichtshofgesetz VwWGG, Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, in der Fassung Bundesgesetzblatt romisch
eins. Nr. 33 aus 2013,, hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen,
ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

3.2 Eine Revision gegen diese Entscheidung ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil der vorliegende Fall
keinerlei Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung aufwirft:3.2 Eine Revision gegen diese Entscheidung ist gemaR
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil der vorliegende Fall keinerlei Rechtsfragen von grundsatzlicher
Bedeutung aufwirft:

Die hier anzuwendenden Regelungen erweisen sich als klar und eindeutig (vgl. dazu auch OGH 22.3.19925 Ob
105/90). Die unter Punkt 2 dargestellte, Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist auf den vorliegenden Fall
Ubertragbar und liegt auch keine anders lautende Rechtsprechung vor. Somit weicht die gegenstandliche Entscheidung
weder von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch mangelt es an einer derartigen
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Rechtsprechung. Sie ist auch nicht uneinheitlich. Sonstige Hinweise auf grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden
Rechtsfragen liegen nicht vor.Die hier anzuwendenden Regelungen erweisen sich als klar und eindeutig vergleiche
dazu auch OGH 22.3.1992, 5 Ob 105/90). Die unter Punkt 2 dargestellte, Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist auf
den vorliegenden Fall Ubertragbar und liegt auch keine anders lautende Rechtsprechung vor. Somit weicht die
gegenstandliche Entscheidung weder von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch
mangelt es an einer derartigen Rechtsprechung. Sie ist auch nicht uneinheitlich. Sonstige Hinweise auf grundsatzliche
Bedeutung der zu I6senden Rechtsfragen liegen nicht vor.

4. Es war daher spruchgemal? zu entscheiden.
Schlagworte
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